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Vorwort zur Dokumentation der Fachtagung 
„Gewalt gegen Frauen mit Behinderung“ 

 

Das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 

(Behindertenrechtskonvention) ist seit März 2009 auch in der Bundesrepublik Deutschland in Kraft. In 
Artikel 6 der Konvention werden ausdrücklich die Rechte von Mädchen und Frauen mit Behinderung 
gestärkt und damit zugleich anerkannt, dass sie in der Gesellschaft häufig mehrfacher Diskriminierung 
ausgesetzt sind.  

Wenige Tage vor dem 25. November, dem internationalen Tag gegen Gewalt an Frauen,  legte das  
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend im Jahr 2011 die Studie 
„Lebenssituation und Belastungen von Frauen mit Behinderung und Beeinträchtigung in Deutschland“ 
vor.  Die Ergebnisse der Studie machen deutlich, dass Frauen mit Behinderungen deutlich öfter in 

ihrem Leben Gewalt erfahren als andere Mädchen und Frauen. Dies gilt insbesondere auch für alle 
Formen von körperlicher, sexueller und psychischer Gewalt, die wir gemeinhin mit dem Begriff 
„häusliche Gewalt“ beschreiben, also Gewalt, die durch einen (in der Regel männlichen) Partner im 
sozialen Nahbereich ausgeübt wird. Fällt es Frauen ohne Behinderung und Beeinträchtigung schon 

schwer, sich aus einer solchen Gewaltbeziehung zu entfernen und Schutz und Unterstützung zu 
suchen, ist es für Frauen mit Behinderung im Alltag häufig  nahezu unmöglich: viele befinden sich  
aufgrund ihrer Behinderung in einem noch stärkeren Abhängigkeitsverhältnis und sie sind in der Regel 
in ihrer Mobilität eingeschränkt, gleichzeitig mangelt es an Einrichtungen, die für sie zugänglich und 
auf ihre Bedürfnisse eingerichtet sind.  

Die Behindertenrechtskonvention fordert deshalb die Vertragsstaaten in Artikel 16 auf, geeignete 
Maßnahmen zu treffen, um Menschen mit Behinderung sowohl innerhalb wie auch außerhalb der 
Wohnung vor jeder Art von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch zu schützen. Dabei sind die auf 

Geschlechtszugehörigkeit basierenden Aspekte besonders zu berücksichtigen.  

Nur wenige Frauenhäuser in Deutschland sind mit ihrer Ausstattung bisher auf die Bedürfnisse von 
Frauen mit Behinderung eingerichtet. Seit der Mannheimer Frauenhaus e.V. in 2001 ein neues Haus 

bezog, konnte das Frauenhaus auch eine „barrierefreie“ Wohnung  vorhalten. Jedoch wurde erst durch 
das Vorhandensein und die tatsächliche Nutzung der Wohnung durch Frauen mit Behinderung über 
die Jahre deutlich, wie vielfältig die Anforderungen an die Ausstattung einer Wohnung sind, um sie 
wirklich barrierefrei zu gestalten. Gleichzeitig wurde deutlich, welch hohe Anforderungen die 

Aufnahme von gewaltbetroffenen Frauen mit Behinderung im Frauenhaus an die 
Frauenhausmitarbeiterinnen stellt, sowohl in Bezug auf spezifische Fachkenntnissen, z.B. 
Gebärdensprache, als auch in Bezug auf den häufig um ein Vielfaches höheren Zeitaufwand in der 
Beratungs- und Betreuungsarbeit. Für die Mitarbeiterinnen des Frauenhauses war das der Anlass, sich 
mit diesem Aspekt ihrer Arbeit vertieft auseinander zu setzen.  

Im Rahmen des „Mannheimer Aktionsplans für Toleranz und Demokratie“ konnten wir den Fachtag 
„Gewalt gegen Frauen mit Behinderung“ schließlich im November 2011 realisieren. In Kooperation 
mit der Hochschule Mannheim luden wir Expertinnen aus der Arbeit mit behinderten und 

beeinträchtigten Frauen und Mädchen sowie aus der Beratungsarbeit mit gewaltbetroffenen Frauen und 
Mädchen zu diesem Fachtag ein. Mit Rita Schroll, Leiterin des Hessischen Koordinationsbüros für 
behinderte Frauen und Koordinatorin im Hessischen Netzwerk behinderter Frauen, Katharina Göpner, 
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Projektleiterin im Bundesverband Frauenberatungsstellen und Frauennotrufe bff e.V., Prof. Dr. 
Marion Baldus, Professorin für Allgemeine und Heilpädagogik an der Hochschule Mannheim, und 
Angelika Kratz als Vertreterin des Frauenhauses konnten wir hochqualifizierte und erfahrene 
Expertinnen gewinnen.  Unser Anliegen war in allererster Linie, von den Expertinnen zu lernen, ihre 

Erfahrungen abzufragen, wir gingen als Lernende, nicht als Wissende in diesen Fachtag. Unser Ziel 
war es, auf der Grundlage der hier eingebrachten Informationen und Erfahrungen die konkreten 
Möglichkeiten in Mannheim auszuloten: Möglichkeiten, unser Schutz- und Beratungsangebot für 
gewaltbetroffene Frauen mit Behinderung zu verbessern, aber auch Möglichkeiten der Vernetzung, 

Unterstützung und Information vor Ort. Aus diesem Grund war ein wichtiger Gesprächspartner in dem 
abschließenden Rundgespräch, in dem es um die konkrete Situation in Mannheim ging, der 
Behindertenbeauftragte der Stadt Mannheim, Klaus Dollmann.   

Der Titel des ersten Mannheimer Aktionsplans zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 
für die Stadt Mannheim (vorgelegt vom Behindertenforum Mannheim im Februar 2011) lautet 
„Mannheim – auf dem Weg zur behindertenfreundlichen Stadt“. Mit unserem Fachtag haben wir von 
den Expertinnen gelernt, aber zugleich auch deutlich gemacht, dass das Thema Gewalt gegen Frauen, 
Prävention dieser Gewalt und Beratung und Schutz für die betroffenen Frauen in diesem kommunalen 

Handlungsfeld zur Umsetzung der Behindertenrechtskonvention dringend seinen Platz finden muss. 

Diese Dokumentation des Fachtags ist dazu ein wichtiger Beitrag. Wir danken allen, die sich daran 
beteiligt haben, sowohl bei der Vorbereitung und Durchführung des Fachtags als auch mit dem Beitrag 

zu dieser Dokumentation. Und wir freuen uns auf eine Fortsetzung der Kooperation zwischen dem 
Mannheimer Frauenhaus e.V. und der Fakultät für Soziale Arbeit der Hochschule Mannheim. 

Dr. Claudia Schöning Kalender 
Geschäftsführende Vorsitzende  
Mannheimer  Frauenhaus e.V. 

 

Als der Frauenhaus e.V. mit der Frage nach rollstuhlgerechten Räumen auf die Hochschule Mannheim 
zukam, war es für mich als Gleichstellungsbeauftragte nur noch ein kleiner Schritt zur inhaltlichen 

Kooperation. Seit Jahren schon biete ich anlässlich des internationalen Gedenktags "NEIN zu Gewalt 
an Frauen!" Sonderveranstaltungen an. An der Fakultät für Soziale Arbeit befassen sich Lehrende und  
Studierende mit dieser Thematik. Zu den Frauenhäusern und Beratungsstellen Mannheims besteht ein 
guter Kontakt. Den Fokus in diesem Jahr auf Frauen mit Behinderung zu legen, war eine besondere 

Herausforderung. Die Tagung war insoweit für alle Beteiligten eine große fachliche Bereicherung. 
Auch ich danke allen Akteurinnen und Teilnehmenden. 

Unsere Überlegungen und Erkenntnisse stellen wir Interessierten mit der vorliegenden Dokumentation 

gern zur Verfügung. 

Prof. Dr. Ulla Törnig 
Gleichstellungsbeauftragte 

Hochschule Mannheim 
 

 

Mannheim, im Februar 2012 
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Hessisches Koordinationsbüro 
für behinderte Frauen

Hessisches Netzwerk 
behinderter Frauen

Gewalt gegenüber Mädchen und 
Frauen mit Behinderung

Rita Schroll

Leiterin des Hessischen Koordinationsbüros für behinderte Frauen
Koordinatorin im Hessischen Netzwerk behinderter Frauen

Fachberaterin „Psychotraumatologie“
Peer Counselorin

Moderatorin für Persönliche Zukunftsplanung

Gewalt gegenüber Mädchen und Frauen mit 
Behinderung

• Ausgangssituation

• Das Übereinkommen der Rechte über behinderte Menschen 
(UN-Konvention)

• Besonderheiten

• Formen der Gewalt

• Auswirkungen / Symptome
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• Tabuisierung des Themas „Gewalt gegenüber Mädchen und Frauen mit Behinderung“ bis 
Anfang der 90er Jahre.

• Neben den weit verbreiteten Erfahrungen von sexueller Gewalt berichten Mädchen und 
Frauen mit Behinderung auch von Erfahrungen der körperlichen, psychischen und 
strukturellen Gewalt.

• Bis November 2011 für Deutschland keine repräsentativen Daten   . 

• Frauen mit Behinderungen sind 2 -3 mal häufiger sexuellem Missbrauch in Kindheit und 
Jugend ausgesetzt als der weibliche Bevölkerungsdurchschnitt .1

• Mehr als jede 3. bis 5. Frau mit Behinderung hat im Erwachsenenalter erzwungene 
sexuelle Handlungen erlebt.1

1 „Lebenssituation und Belastungen von Frauen mit Beeinträchtigungen und Behinderungen in Deutschland“
Eine repräsentative Untersuchung im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ), Schröttle, et al., November 2011 

Ausgangssituation

• Gewaltbetroffenheit im Erwachsenenleben 2 -3 mal höher als bei dem weiblichen
Bevölkerungsdurchschnitt 1.  

• Jede 2. bis 3. Frau mit Behinderung ist in ihrem Lebensverlauf von sexueller Gewalt
betroffen.1 (2004 waren es 19 %.) 2

Obwohl das Thema zunehmend öffentliche Beachtung erfährt, besteht weiterhin 
großer Regelungsbedarf (Gewaltschutzgesetz, Richtlinien zur Gewaltprävention 
usw.).

1 „Lebenssituation und Belastungen von Frauen mit Beeinträchtigungen und Behinderungen in Deutschland“
Eine repräsentative Untersuchung im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend (BMFSFJ), Schröttle, et al., November 2011 

2 „Lebenssituation, Sicherheit und Gesundheit von Frauen in Deutschland“
      Prävalenzstudie, Schröttle / Müller, BMFSFJ, 2004

Ausgangssituation
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Das Übereinkommen der Rechte über behinderte Menschen
(UN-Konvention)

• in Kraft seit 3. Mai 2008

• in Deutschland seit 26. März 2009

• staatliche Verpflichtung zur Umsetzung

ZIEL

• Gewährleistung einer gleichberechtigten Teilhabe aller  Menschen mit Behinderung in 
der Gesellschaft. 

• Stärkung der Teilhabe von Menschen mit Behinderung in allen gesellschaftlichen 
Bereichen. 

Das Übereinkommen der Rechte über behinderte Menschen
(UN-Konvention)

• Präambel

• Artikel 3: Allgemeine Grundsätze 
(g) Gleichberechtigung von Mann und Frau

• Artikel 6: Behinderte Frauen 

• Artikel 8: Bewusstseinsbildung 

Eine Übersicht für Frauen und Mädchen mit Behinderung 
von besonders relevanten Artikeln:

8



• Artikel 16: Freiheit von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch 

• Artikel 25: Gesundheit 

• Artikel 28: Angemessener Lebensstandard und sozialer Schutz

• Artikel 34: Ausschuss für die Rechte behinderter Menschen 

(ausgewogene geschlechtliche Vertretung der Mitglieder)

Das Übereinkommen der Rechte über behinderte Menschen
(UN-Konvention)

Eine Übersicht für Frauen und Mädchen mit Behinderung 
von besonders relevanten Artikeln:

1. Die Vertragsstaaten erkennen an, dass behinderte Frauen und Mädchen mehrfacher 
Diskriminierung ausgesetzt sind und ergreifen in dieser Hinsicht Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass sie alle Menschenrechte und Grundfreiheiten uneingeschränkt und 
gleichberechtigt genießen können. 

2. Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen zur Sicherung der vollen 
Entfaltung, Förderung und Ermächtigung der Frauen, damit gewährleistet wird, dass sie 
die in diesem Übereinkommen genannten Menschenrechte und Grundfreiheiten ausüben 
und genießen können. 

Artikel 6: Behinderte Frauen
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Artikel 16: Freiheit von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch

1. Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, Sozial-
Bildungs-und sonstigen Maßnahmen, um behinderte Menschen sowohl in ihrem 
Zuhause, als auch außerhalb, vor jeder Form von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch, 
einschließlich ihrer geschlechtsspezifischen Aspekte, zu schützen. 

2. Die Vertragsstaaten treffen außerdem alle geeigneten Maßnahmen, um alle Formen von 
Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch zu verhindern, indem sie unter anderem geeignete 
Formen geschlechtsspezifischer und altersgemäßer Hilfe und Unterstützung für 
behinderte Menschen und ihre Familien und Betreuungspersonen gewährleisten, 
einschließlich durch die Bereitstellung von Informationen und Aufklärung darüber, wie 
Fälle von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch verhindert, erkannt und angezeigt werden 
können. 
Die Vertragsstaaten sorgen dafür, dass Schutzdienste das Alter, Geschlecht und eine 
Behinderung der betroffenen Personen berücksichtigen. 

3. Um jede Form von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch zu verhindern, stellen die 
Vertragsstaaten sicher, dass alle Einrichtungen und Programme, die für behinderte 
Menschen bestimmt sind, wirksam von unabhängigen Stellen überwacht werden. 

4. Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um die körperliche, kognitive 
und psychische Genesung, Rehabilitation und soziale Wiedereingliederung behinderter 
Menschen, die Opfer irgendeiner Form von Ausbeutung, Gewalt oder Missbrauch werden, 
zu fördern, auch durch die Bereitstellung von Schutzdiensten. 
Genesung und Wiedereingliederung müssen in einer Umgebung erfolgen, die Gesundheit, 
Wohlergehen, Selbstachtung, Würde und Autonomie des Menschen fördert und 
geschlechts-und altersspezifischen Bedürfnissen Rechnung trägt.

5. Die Vertragsstaaten beschließen wirksame Rechtsvorschriften und Maßnahmen, 
einschließlich auf Frauen und Kinder ausgerichtete Rechtsvorschriften und Maßnahmen, 
um sicherzustellen, dass Fälle von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch gegenüber 
behinderten Menschen erkannt, untersucht und gegebenenfalls strafrechtlich verfolgt 
werden.

Artikel 16: Freiheit von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch
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• Bei der Ausübung von Gewalt spielt das Gefühl von Dominanz und Machtausübung eine 
wichtige Rolle.

• Ein größeres Machtgefälle als zwischen nicht behinderten erwachsenen Menschen und 
Mädchen bzw. Frauen mit Behinderung ist nirgendwo sonst zu finden.

• Durch Behinderung
häufig lebenslanges Angewiesensein auf die Menschen in ihrem jeweiligen 
Lebensumfeld.

Besonderheiten

• Bisweilen Abhängigkeitsverhältnis zur grenzüberschreitenden bzw. Gewalt ausübenden 
Person.

• Täter kommen meist aus dem sozialen Nahraum.

• Gewalt findet meist im häuslichen Umfeld der Betroffenen statt (institutionelles oder 
häusliches Setting).

• Je nach Art der Behinderung erhöht sich das Risiko, von Gewalt betroffen zu sein.

• Begleitperson muss nicht zwangsläufig wohlmeinend sein.

Besonderheiten
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Besonderheiten

• Mädchen und Frauen mit Behinderung sehen oft keine Möglichkeit sich zu wehren oder 
bestimmte Dinge abzulehnen

mangelnde Aufklärung
Informationen zu den Möglichkeiten sich zu wehren, sind teilweise nicht bekannt

• Sich zu wehren, erfordert Mut und Durchhaltevermögen 
Sozialisation, 
berechtigte Sorge, die Einrichtung verlassen zu müssen, 
Befürchtung / Erfahrung der Bagatellisierung, 
Anzweiflung der Glaubwürdigkeit. 

• Täter kommen meist aus dem sozialem Nahbereich.

• Bisweilen auch Übergriffe bei Intimpflege. 
meist schleichend.

Formen der Gewalt
Sexuelle Gewalt 
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• Erfahrungen von körperlicher Gewalt auch durch 
unerträgliche Schmerzen aufgrund von z. B. falsch 
angelegten Verbänden/Prothesen oder fehlerhaft 
durchgeführten Heilbehandlungen. 

Formen der Gewalt
Körperliche Gewalt

Formen der Gewalt
Psychische Gewalt

• Schwierigkeit der Bestimmung.

• Kann von verbalen Aggressionen über Beschimpfung, Beleidigung und Demütigung bis 
hin zu Mobbing und systematischem Psychoterror reichen. 

• Gesundheitliche Folgen psychischer Gewalt stehen den Folgen von körperlicher/sexueller 
Gewalt nicht nach.

• 42% der Frauen berichten über erlebte psychische Gewalt .2

2 „Lebenssituation, Sicherheit und Gesundheit von Frauen in Deutschland“
         Prävalenzstudie, Schröttle / Müller, BMFSFJ, 2004
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Formen der Gewalt
Psychische Gewalt

• Folgen:
subjektiver und objektiver Gesundheitszustand ist stärker beeinträchtigt
körperliche, psychische und psychosomatische Beschwerden sind signifikant höher
erhöhte psychische Belastungen
negativer Einfluss auf das Gesundheitsverhalten
häufigere Komplikationen bei Schwangerschaft und Geburt.

• Risikofaktor: Gewalterfahrung in Kindheit und Jugend
häufig einhergehend mit körperlicher und sexueller Gewalt im Erwachsenenleben.

• Zur Bekämpfung sind die bekannten juristischen Instrumente unter Umständen schwierig 
anzuwenden.

• Strukturen in den meisten Einrichtungen für Menschen mit Behinderung begünstigen 
Gewaltvorkommnisse. 

• Bewusste und unbewusste Grenzverletzungen.

• Gilt für Menschen mit Behinderungen mit Unterstützungs- bzw. Assistenzbedarf 
(Abhängigkeitsverhältnis) im besonderen Maße.

• Maß der Fremdbestimmung in Einrichtungen für Menschen mit Behinderung 
besonders hoch (zunehmend geringe personelle Kapazitäten).

Formen der Gewalt
Strukturelle Gewalt

14



Formen der Gewalt
Strukturelle Gewalt

• Wünsche und Bedürfnisse der BewohnerInnen/BesucherInnen werden oftmals nicht 
genügend beachtet.

• 20% aller in Einrichtungen lebenden Frauen haben kein eigenes Zimmer.1

• Viele Frauen äußerten den Wunsch nach mehr Alleinsein.1

• 1/5 der in allgemeiner und 2/5 der in vereinfachter Sprache befragten Frauen in 
Einrichtungen gaben an, keine abschließbaren Wasch- und Toilettenräume zu haben  .1

1 „Lebenssituation und Belastungen von Frauen mit Beeinträchtigungen und Behinderungen in Deutschland“
Eine repräsentative Untersuchung im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ), Schröttle, et al., November 2011 

Formen der Gewalt
Strukturelle Gewalt

• Entwicklung eines positiven Selbstbildes und einer selbstbestimmten Persönlichkeit
wird durch vorrangig fremdbestimmende Lebensbedingungen erschwert.

•     Konzepte und Regelungen für einen Umgang bei Gewaltvorkommnissen sind in den 
meisten Einrichtungen für Menschen mit Behinderung nicht vorhanden.

•     Regelmäßige Fortbildungen zu den Themen „sexualisierte Gewalt / Gewaltprävention“
werden nicht durchgeführt.
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• Symptome nach erlebter Gewalt sehr unterschiedlich. 
deshalb unmöglich, konkrete Symptome zu nennen, die einzig und zuverlässig
auf Gewalterlebnisse schließen lassen.

• Auswirkungen betreffen die ganze Persönlichkeit.

• Unmittelbares oder verzögertes Auftreten.
körperlicher oder psychischer Art, plötzliche Verhaltensänderung

• Symptome, die auf Gewalterfahrungen schließen lassen, werden häufig der Behinderung
zugeordnet oder Nebenwirkungen von Medikamenten zugeschrieben

dadurch keine angemessene Hilfestellung 

•

•     Gefahr der massiven Lebenseinschränkung.

ä

Auswirkungen / Symptome

Hessisches Koordinationsbüro 
für behinderte Frauen

E-Mail: hkbf@fab-kassel de

Hessisches Netzwerk 
behinderter Frauen

E-Mail: hessisches_netzwerk@fab-kassel.de

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

Rita Schroll

Leiterin des Hessischen Koordinationsbüros für behinderte Frauen
Koordinatorin im Hessischen Netzwerk behinderter Frauen

Fachberaterin „Psychotraumatologie“
Peer Counselorin

Moderatorin für Persönliche Zukunftsplanung

Kölnische Straße 99, 34119 Kassel
Tel.: 0561 72885-22
Fax: 0561 72885-29

Homepage:
http://www.fab-kassel.de/hkbf

www.fab-kassel.de/hessisches/netzwerk.html
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Vortrag 

 

 

 

 

„Zugang für alle – Barrierefreier Zugang für alle zu 

Beratung und Unterstützung“ 

 

(Projekt des bff) 

 

 

 

 

Katharina Göpner 

 

Projektreferentin „Zugang für alle“ beim Bundesverband 

Frauenberatungstellen und Frauennotrufe  

Frauen gegen Gewalt e.V. (bff) 



Barrierefreier
Zugang zu Beratung und 

Unterstützung

Aufbau des Vortrags
1. Kurzvorstellung bff

2. Projekt Zugang für alle! :

• Projektauftrag

• Hintergrund und Notwendigkeit

• Projektziele

• Projektschritte und Maßnahmen

3. Forderungen, Ausblick und Diskussion
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Kurzvorstellung 

Kurzvorstellung 

• bff: Bundesverband Frauenberatungsstellen und 
Frauennotrufe - Frauen gegen Gewalt e.V. 

• Gründung 2004
• Geschäftsstelle in Berlin 
• Dachverband von inzwischen 160 Frauenberatungsstellen 

und Frauennotrufen deutschlandweit 
• Fachberatungsstellen und Frauennotrufe leisten einen 

sehr großen Anteil der ambulanten Beratung und 
Unterstützung für gewaltbetroffene Frauen und Mädchen
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Ziel ist die Verbesserung der Situation 
gewaltbetroffener Frauen und Mädchen in Deutschland

Aufgaben:
● Informationen für Betroffene, Professionelle und Angehörige
● Lobbyarbeit
● Fachberatung für Politik, Behörden, Medien und andere 
● Berufsgruppen 
● Interessenvertretung der Mitgliedseinrichtungen
● Kooperation und Vernetzung
● Öffentlichkeitsarbeit

Kurzvorstellung 

● Weiterqualifizierung und Fortbildung der 
● Mitgliedseinrichtungen
● Qualitätssicherung der Arbeit der Fachberatungsstellen

• externe Fortbildungsangebote
● Eine starke Stimme gegen Gewalt gegen Frauen und 
  Mädchen

Kurzvorstellung
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Projektvorstellung

Projektauftrag

• Projekt „Zugang für alle!“ ein Schwerpunkt der Arbeit des 
bff 

• Laufzeit: Oktober 2010 - Oktober 2012
• finanziert von der Auerbach Stiftung

http://www.auerbach-stiftung.de/

Zielgruppe: 
• Gewaltbetroffene Frauen und Mädchen mit 

unterschiedlichen Behinderungen
• Frauen und Mädchen mit Behinderung in 

unterschiedlichen Lebenssituationen
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Projektauftrag 

● Frauen und Mädchen mit Behinderung besser vor Gewalt 
  schützen

● Unterstützung und Beratung für gewaltbetroffene 
  Mädchen und Frauen mit Behinderung verbessern

● Barrierefreie Zugänge zu vorhandenen Hilfs- und 
  Unterstützungsangeboten schaffen und ausbauen

● Frauen und Mädchen mit Behinderung als wichtige 
  Zielgruppe der Fachberatungsstellen

Hintergrund des Projekts
Hohe Gewaltbetroffenheit von Frauen und Mädchen
mit Behinderung:
• Studie „Lebenssituation und Belastungen von Frauen mit 

Behinderung und Beeinträchtigung in Deutschland“ (2011): 

- Frauen mit Behinderung sind deutlich häufiger von 
  unterschiedlichen Formen von Gewalt betroffen

- Fast die Hälfte erlebt sexualisierte Gewalt in Kindheit, 
  Jugend oder Erwachsenenalter

• Studie aus Österreich (1996): 64% der Frauen in 
Wohneinrichtungen der Behindertenhilfe erfahren 
sexualisierte Gewalt in ihrem Leben
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Hintergrund des Projekts
Trotz der hohen Gewaltbetroffenheit:
Geringe Inanspruchnahme von Hilfs-und Unterstützungs-
angeboten 
• Frauen und Mädchen mit Behinderung nehmen Angebote der 

Frauenberatungsstellen und Frauennotrufen zu selten in 
Anspruch

Sie sind in nur 6,5% der Fachberatungsstellen gemäß des 
     Bevölkerungsanteils vertreten

Sie sind in 50% der Fachberatungsstellen hingegen stark 
     unterrepräsentiert*

*Ergebnisse der bff-Mitgliederbefragungen von 2008/09 und 2011

Hintergrund des Projekts
Gründe für die geringe Inanspruchnahme - Beraterinnen:
• mangelnde Zugänglichkeit/Barrierefreiheit der Einrichtungen

– nur ca. ¼ der Fachberatungsstellen für Rollstuhl-
Fahrerinnen zugänglich*

– 39% Beratung in Gebärdensprache*
– nur sehr wenige Einrichtungen sind umfassend barrierefrei

• mangelnde finanzielle Ressourcen
– für Umbauten zur Barrierefreiheit
– für die Erstellung behinderungsspezifischer Materialien
– für die Übernahme der Kosten für Gebärdensprach-

Dolmetschung
  *Ergebnisse der bff-Mitgliederbefragungen von 2008/09 und 2011
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Hintergrund des Projekts
Gründe für die geringe Inanspruchnahme - Beraterinnen:
• mangelnde personelle Kapazitäten
– für oft zeitintensive Beratung und Unterstützung 
– für Aufbau von Kooperationen und Vernetzungen

mit Einrichtungen der Behindertenhilfe, mit Selbstvertretungs-
vereinen, mit Netzwerken behinderter Frauen

– für das Angebot einer aufsuchenden Beratung
• innere Barrieren bei Beraterinnen
– Ängste und Unsicherheiten, wenig Kontakte zu behinderten 

Frauen und Mädchen
– Fort-und Weiterbildungsbedarf der Beraterinnen

• z.B. Beratung von Frauen mit Lernschwierigkeiten
• Zur oft spezifischen Lebenssituation von Frauen mit Behinderung

Hintergrund des Projekts
Gründe für die geringe Inanspruchnahme - Betroffene:
• fehlende Informationen zum Thema Gewalt

– Betroffene wissen z.T. nicht, dass sie Gewalt erfahren haben, die sie 
nicht hinnehmen müssen

– häufige Erfahrungen von Grenzüberschreitungen, Übergriffen, 
Diskriminierung im Leben von Frauen mit Behinderung

• fehlende Informationen über das Hilfe-und Unterstützungs-
system
– Betroffene wissen z.T. wenig über die Arbeit der Fachberatungsstellen, 

kennen diese nicht
– fehlende zielgruppenspezifische Angebote in vielen 

Fachberatungsstellen 
– Betroffene fühlen sich nicht von Angeboten angesprochen
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Hintergrund des Projekts
Gründe für die geringe Inanspruchnahme - Betroffene:
• Barrieren beim Zugang zu Beratung und Unterstützung

– Kontaktaufnahme oft schwierig
– Angewiesensein auf Unterstützung und Begleitung
– Erstkontakt zur Fachberatungsstelle erfolgt oftmals durch 

Bezugspersonen/BetreuerInnen

• Leben in einer Einrichtung der Behindertenhilfe kann 
Inanspruchnahme von Hilfe erschweren 
– bei großer Entfernung von Einrichtungen der Behindertenhilfe und 

Fachberatungsstellen 
– wenn Vertrauenspersonen in der Einrichtung fehlen 
– bei mangelnder Vernetzung von Fachberatungsstellen und 

Einrichtungen/ Institutionen der Behindertenhilfe

Hintergrund des Projekts
positive Beispiele aus der Praxis:*
• gute Kooperationen von Fachberatungsstellen mit 

Beratungseinrichtungen für behinderte Menschen oder 
Einrichtungen der Behindertenhilfe

• einige Fachberatungsstellen haben spezielle Angebote für die 
Zielgruppe:
– WenDo-Kurse für Frauen mit Behinderung
– Vorträge zum Thema Gewalt in Einrichtungen der Behindertenhilfe 
– Materialien in leichter Sprache
– Leitfaden zum Umgang mit sexualisierter Gewalt in Einrichtungen der 

Behindertenhilfe
• spezielle Projekte zur Beratung und Unterstützung von Frauen mit 

Behinderung, z.B. Frauennotruf Nürnberg / FETZ Stuttgart

 *Ergebnisse der bff-Mitgliederbefragungen von 2008/09 und 2011
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Projektziele Zugang für alle!
● Verbesserung der Beratung und Unterstützung 
   gewaltbetroffener Frauen und Mädchen mit Behinderung
● Barrieren abbauen; Zugänge zu Frauenberatungsstellen und 
   Frauennotrufen verbessern
● Ausbau spezifischer Angebote 
● Bereitstellung geeigneter Materialien für gewaltbetroffene 
   Frauen und Mädchen mit Behinderung
● Mehr Wissen und Informationen über bestehende Hilfs- und 
  Unterstützungsmöglichkeiten für gewaltbetroffene Frauen
  und Mädchen mit Behinderung
 ● Bei Betroffenen mehr Bewusstsein für das Thema 
   Gewalt schaffen

Projektziele Zugang für alle!
● Information und Fortbildung von BeraterInnen, 
Professionellen der Behindertenhilfe und Interessierten

● Auf-und Ausbau von Kooperationen und Vernetzungen 
- zu Einrichtungen der Behindertenhilfe 
- zu Selbstvertretungsvereinen und Verbänden

● In der Öffentlichkeit mehr Bewusstsein für das Thema Gewalt
   gegen Frauen und Mädchen mit Behinderung schaffen

● Gewalt gegen Frauen und Mädchen mit Behinderung 
   verstärkt auf die „politische Agenda“ setzen
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Schritte und Maßnahmen
1. Bestandsaufnahme:
• Bestandsaufnahme zu Literatur und Materialien zum Thema 

Gewalt gegen Frauen und Mädchen mit Behinderung: 
• bff-Literaturliste unter: http://www.frauen-gegen-

gewalt.de/
• Bedarfsanalyse: 

• Was gibt es?
• Was fehlt? 
• Welche zielgruppenspezifischen Materialien und 

Informationen sollten erstellt werden?
• Überblick über Kontakte, mögliche AnsprechpartnerInnen 

und KooperationspartnerInnen

Schritte und Maßnahmen
2. Beratung und Unterstützung der Beraterinnen der 

Fachberatungsstellen:

• Mitgliederumfrage und -auswertung:
– Inanspruchnahme von Beratung durch Frauen und 

Mädchen mit Behinderung
– Schwierigkeiten und Handlungsbedarfe
– konkrete Forderungen

• Leitfaden „Erstkontakt mit Frauen und Mädchen mit 
Behinderung in der Beratung“ gemeinsam mit Weibernetz e.V. 
und der Frauenhauskoordinierung e.V.
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Schritte und Maßnahmen
2. Beratung und Unterstützung der BeraterInnen der 

Fachberatungsstellen:
• bff-Handbuch „Barrierefreiheit in Fachberatungsstellen für 

Frauen und Mädchen.“
• Entwicklung eines Fortbildung-/Weiterbildungskonzepts: 

• Zur Beratung von Frauen und Mädchen mit Behinderung 
• Zum Aufbau von Kooperationen mit Einrichtungen der 

Behindertenhilfe
• Zur Lebenssituation von Frauen und Mädchen mit Behinderung
• Zu Barrierefreiheit von Fachberatungsstellen
• Zur Sozialgesetzgebung, rechtlichen Grundlagen

• Themenspezifische Fortbildungen der BeraterInnen

Schritte und Maßnahmen
3. Angebote und Informationen für gewaltbetroffene 

Frauen und Mädchen mit Behinderung
• Erstellung spezifischer Materialien für die Zielgruppe der 

gewaltbetroffenen Frauen und Mädchen mit Behinderung
• Plakat und Faltblatt in leichter Sprache
• Informationen im DAISY-Format für blinde und 

sehbehinderte Frauen und Mädchen
- in Kooperation mit dem DBSV - Deutscher Blinden- und 
  Sehbehindertenverband

• Informationen in Deutscher Gebärdensprache 
- in Kooperation mit dem Deutschen Gehörlosenbund

Das ist Gewalt/Möglichkeiten der Hilfe/ 

Beratungs- und Unterstützungsangebote
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Schritte und Maßnahmen
3. Angebote und Informationen für gewaltbetroffene 

Frauen und Mädchen mit Behinderung
• Barrierefreie Gestaltung der bff-Homepage

          Barrierefreier Zugang zu Informationen, Hilfe und Unterstützung
            • neue bff-Webseite Anfang 2012 online
           • www.frauen-gegen-gewalt.de

            • Ergänzung der bff-Datenbank mit über 500 Hilfs- und 
               Unterstützungsangeboten:
            • hinsichtlich Barrierefreiheit/Zugänglichkeit 
            • hinsichtlich spezifischer Angebote für bestimmte Zielgruppen, 

               darunter auch gewaltbetroffene Frauen und Mädchen mit 
               Behinderung

Schritte und Maßnahmen
             4. Politische Lobbyarbeit:
             • Themenschwerpunkt UN-Behindertenrechtskonvention:

             •   Mitgliedschaft im Fachausschuss „Freiheits- und 
                Schutzrechte, Frauen, Familie und Partnerschaft, Bioethik“ 
                der staatlichen Koordinierungsstelle

             •  Stellungnahmen und Forderungen zur Umsetzung der BRK 
                auf  Bundes-, Länder- und kommunaler Ebene

             • Mitwirkung an der Erstellung des Parallelberichts

           - Bff als Mitglied der Allianz zur Parallelberichterstattung 

           - Parallelberichtverfahren voraussichtlich bis 2015
  
  •  Unterstützung des 5. Mai: Europäischer Protesttag  

   zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderung
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Schritte und Maßnahmen
5. Information, Vernetzung und Kooperation
• Öffentlichkeitsarbeit

• Flyer in leichter und schwerer Sprache 
• aktuelle Informationen und Entwicklungen des Projekts auf 

der Homepage
• Projektberichte

• Pressemitteilungen
• Angebot von Seminaren, Workshops und Vorträgen zum 

Thema Gewalt gegen Frauen und Mädchen mit Behinderung
• Vernetzung, Auf- und Ausbau von Kooperationen

Schritte und Maßnahmen6

6. Information, Vernetzung und Kooperation
Beispiel für Kooperation und Vernetzung:
• Projektbeirat Zugang für alle! 

– 2 Treffen innerhalb des Projektzeitraums
– Expertise aus verschiedenen Bereichen der Begleitung und 

Unterstützung von Frauen mit Behinderung

– Aufgaben des Beirats:
• Austausch zu Projektmaßnahmen, Handlungsbedarfen
• Beratung und Begleitung der Projektschritte
• Vernetzung und Kooperation
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Forderungen und Ausblick 

Forderungen
Studienergebnisse ernst nehmen!
Notwendige Handlungskonsequenzen: 
1. Bedarfsgerechte und abgesicherte Finanzierung der 

Arbeit der Fachberatungsstellen 
• ausreichend materielle und personelle Ressourcen

- Für Erstellung geeigneter Materialien
- Für aufsuchende Beratung 
- Für Aufbau von Kooperationen und  Netzwerken

• Es bedarf einer klaren Entscheidung:
- Gewalt gegen Frauen mit Behinderung = Gewalt gegen Frauen
- Zuständigkeit des Unterstützungssystems
- Öffnung des Unterstützungssystems

31



Forderungen
2. Umsetzung der UN-Konvention über die Rechte von 

Menschen mit Behinderung (BRK)
Auf Bundes- und Länderebene

Art.16: „Freiheit von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch“ 
einschließlich ihrer geschlechtsspezifischen Aspekte. 

Art. 6: „Frauen mit Behinderungen“ - Frauen und Mädchen 
mit Behinderung sind mehrfacher Diskriminierung ausgesetzt. 
Es sind Maßnahmen gegen Diskriminierung zu treffen.  
Anerkennung aller Menschenrechte und Grundfreiheiten.

Gleichberechtigung und Inklusion von Menschen mit 
Behinderung.

Forderungen
3. Legislative und institutionelle Veränderungen
• Rechtsanspruch auf geschlechtergleiche Pflege und Assistenz 
• Überarbeitung des Gewaltschutzgesetzes

– Dieses greift v.a. für Frauen mit Behinderung, die in 
Einrichtungen der Behindertenhilfe leben und/oder auf Pflege 
und Assistenz angewiesen sind, oft nicht.

• Frauenbeauftragte in Einrichtungen der Behindertenhilfe
– Gute Schulungen und gute Unterstützung vor Ort
– www.weibernetz.de/frauenbeauftragte

• Verbindliche Standards zum Schutz vor Gewalt in 
Einrichtungen der Behindertenhilfe. 
Mit dem Ziel der Inklusion und umfassenden
Barrierefreiheit.
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Zu Folie „Einstimmung“ 

Frau Brigitte L. ist 23 Jahre alt und körperbehindert. Seit einem Jahr lebt sie 

in der Einrichtung. Als sie vier Jahre alt war, lernte ihre Mutter, mit der sie 

gemeinsam bei der Großmutter lebte, einen Mann kennen. 

„Da hat sie jemanden kennengelernt im Bus, der hat mich sehr mögen, ich 

habe das irgendwie gemerkt, wie ich größer geworden bin“. Mit ihrer Mutter 

und diesem Mann lebte sie dann im selben Haushalt. Dieser Mann spielte viel 

mit ihr. Vor drei Jahren schließlich wurde er mitten im Spielen zudringlich 

und vergewaltigte sie im Wohnzimmer auf der Couch. Bislang hat Frau 

Brigitte L. diese Erfahrung niemandem erzählt. Die Interviewerin ist die erste 

Person, die das erfahren hat. Auf die Frage, weshalb sie das für sich behalten 

hätte, meinte Frau Brigitte L., dass ihr dieser Mann gedroht hätte, dann wird 

er erzählen, dass ich das gemocht habe, dass ich das anschauen hab` wollen, 

dass ich Sex haben wollte mit ihm. Ich habe nicht gewusst, dass er das ernst 

meint. Da hab‘ ich der Mama das nicht erzählt, ich habe es niemandem 

erzählt.“ 

(Aus: Zemp/Pircher 1996: 50) 

Was ist das Spezifische an diesem Fall? 

Zunächst ist es ein Fall von sexueller Gewalt gegen eine junge Frau, der 

typische allgemeine Merkmale aufweist: 

 Täter ist eine vertraute Person aus dem Nahbereich 

 Es besteht eine emotionale Bindung zu dem Täter 

 Täter verpflichtet das Opfer zur Geheimhaltung 

 Täter suggeriert, dass das Opfer dies ja selbst wollte 

 Täter konstruiert die sog. „consensual lie“, die Zustimmungslüge, dass 

es Sex mit Zustimmung, also nicht gegen den Willen der Betroffenen 

war 

 Und typisch ist auch, dass die Frau niemandem von der Tat erzählt, 

auch nicht der eigenen Mutter 
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 Erst durch die Aufforderung, über sexuelle Erlebnisse und 

Gewalterlebnisse zu erzählen durch eine neutrale Person, ist es der 

jungen Frau möglich, darüber zu sprechen! 
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Handlungsperspektiven für Mannheim 
Fachtag „Gewalt gegen Frauen mit Behinderung“ 

Frauenhaus Mannheim und Hochschule Mannheim 
Protokoll: Corinna Deiß 

Verlaufsprotokoll des Rundgesprächs zum Fachtag „Gewalt gegen 

Frauen mit Behinderung“ des Frauenhauses Mannheim an der 

Hochschule Mannheim 

Thema: Handlungsperspektiven für Mannheim 

Beteiligte: 

Prof. Dr. Marion Baldus – Hochschule Mannheim 

Angelika Kratz – Frauenhaus Mannheim 

Rita Schroll – Referentin/Leiterin des Hessischen Koordinationsbüros für behinderte Frauen 

und Koordinatorin im Hessischen Netzwerk behinderter Frauen 

Dr. Claudia Schöning-Kalender – Frauenhaus Mannheim 

Klaus Dollmann – Beauftragter der Stadt Mannheim für Menschen mit Behinderung 

Moderation:  

Prof. Dr. Ulla Törnig 

Bestandsaufnahme: Was ist in Mannheim bereits vorhanden? 

Das Mannheimer Frauenhaus e.V. verfügt seit dem Umzug in ein neues Haus (2001/2002) 

über eine barrierefreie Wohnung, in der v.a. mechanische bzw. funktionale Anpassungen 

vorgenommen wurden. Die Wohnung eignet sich dank fahrbarer Küchenschränke, einem 

behindertengerechten Bad, einer Rampe, einem höhenverstellbaren Bett und Kleiderschrank 

für Frauen, die selbst betroffen sind oder deren Kind im Rollstuhl sitzt. Sofern eine Assistenz 

benötigt wird, kann diese ins Haus kommen. Vor dem FH befindet sich ein 

Behindertenparkplatz. 

Seit Einrichtung der barrierefreien Wohnung beherbergte das Frauenhaus zwischen zehn und 

15 Personen mit Behinderung, darunter Menschen mit Seh-, Hör- oder Gehbehinderungen, 

Rollstuhlfahrerinnen und eine Person mit Lernschwierigkeiten. Zurzeit leben eine Frau mit 

einem behinderten Kind und eine Frau mit der Chorea-Huntington-Krankheit im Frauenhaus. 

Eine der Mitarbeiterinnen des Frauenhauses beherrscht die Deutsche Gebärdensprache 

(LBG), sodass auch hörbehinderte Menschen eine Ansprechpartnerin finden können. 

Außerdem wurde eine Lichtklingel installiert und Menschen mit einer Hörbehinderung haben 

Zugang zum Internet und einem Faxgerät. Die Internetseite des Frauenhauses muss noch 

barrierefrei gestaltet werden. Bisher gibt es keine Infomaterialien in leichter Sprache.  
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Handlungsperspektiven für Mannheim 
Fachtag „Gewalt gegen Frauen mit Behinderung“ 

Frauenhaus Mannheim und Hochschule Mannheim 
Protokoll: Corinna Deiß 

Ein derzeit noch bestehendes Problem ist das manuell zu öffnende Hoftor, das von den 

Betroffenen nicht oder nur schwer gehandhabt werden kann. Ziel wäre hier eine automatische 

Öffnung und Schließung zu erreichen. Ebenfalls problematisch ist die Tatsache, dass sich die 

Wohnung im Anbau befindet und es keinen Zugang zum Haupthaus gibt, in dem 

Hausversammlungen und Angebote stattfinden. Durch das separate Wohnen findet eine 

Ausgrenzung statt.  

Das Mannheimer Frauenhaus ist im Behindertenforum vertreten, so dass erste Vernetzungen 

bereits erreicht werden konnten.  

Vom Gemeinderat der Stadt Mannheim wurde vor den Sommerferien dieses Jahres ein 

Aktionsplan verabschiedet. Herr Dollmann nimmt Anregungen diesbezüglich gerne entgegen. 

Bedarfsanalyse: Was braucht Mannheim, was sollte verbessert werden? 

Menschen mit Behinderung benötigen schnelle, unbürokratische und praktische Lösungen. 

Bis finanzielle Mittel zur Verfügung stehen dauert es i.d.R. vier Wochen, dieser Zeitraum ist 

zu lang. Hier sind nach Ansicht des Frauenhauses bei der Grundsicherung nach SGB X II 

Regelungen wie beispielsweise beim ALG II notwendig, bei dem der alte Wohnort so lange 

zuständig bleibt wie die Betroffene im Frauenhaus wohnt. Es bedarf also klarer 

Zuständigkeiten und einer schnellen Abwicklung. 

Das Wegweisungsgesetz ist für viele Betroffene kaum eine Hilfe, da sie nicht in der Lage 

sind, Beratung und Hilfe aufzusuchen. Hier muss ein proaktiver Ansatz entwickelt werden, 

bei dem die Beteiligten mit der Assistenz in Kooperation gehen. Es bedarf hier v.a. 

Vernetzungsarbeit. Evtl. kann auch eine Kooperation mit den beiden Mannheimer 

Pflegestützpunkten eingegangen werden. Laut Frau Schroll ist es wichtig, noch mehr in die 

Beratungs- und Vernetzungsarbeit zu investieren und sich klar zu machen, dass eine 

komplette Barrierefreiheit nicht umsetzbar ist. Man sollte sich stattdessen zum Ziel setzen, 

Einrichtungen barrierearm zu gestalten. Außerdem bedeute Barrierefreiheit auch, eine eigene 

Haltung zu haben, sich mit ihr auseinanderzusetzen und sich so Grenzen, Ängste und 

Vorurteile bewusst zu machen sowie deren Berechtigung zu überprüfen. BeraterInnen sollten 

nicht von sich erwarten, alles wissen zu müssen. 

Für das Frauenhaus könnte ein Umbau des Haupthauses angedacht werden, um es für 

Menschen mit einer Gehbehinderung zugänglich zu machen. Verschiedene Stiftungen 

könnten um eine Mitfinanzierung der Kosten angefragt werden (Gemeinschaft deutscher 

Stiftungen, frauen-aktiv.de). Hinweise zur Finanzierung von Neuerungen finden sich auch im 

Handbuch des bff. Spezielle Architekten sind unter www.barrierefrei.de zu finden. 

Gesetzliche Ansprüche auf die Finanzierung von Hilfen gehen aus § 11 SGB XII und § 57 

SGB IX hervor. Danach erhalten Menschen mit einer Hörbehinderung und/oder starken  
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Handlungsperspektiven für Mannheim 
Fachtag „Gewalt gegen Frauen mit Behinderung“ 

Frauenhaus Mannheim und Hochschule Mannheim 
Protokoll: Corinna Deiß 

sprachlichen Einschränkungen notwendige Hilfen finanziert.  

Laut Frau Prof. Dr. Baldus ist der Bereich der Netzwerkarbeit gut erforscht. Beim Aufbau 

eines neuen Netzwerkes sollten die dabei herausgearbeiteten Kriterien beachtet werden. 

Ressourcen könnten beispielsweise bei Aktion Mensch beantragt werden. 

Bewusstseinsbildung sollte durch Öffentlichkeitsarbeit erfolgen, so wurde bei der GEW-

Tagung an der PH Heidelberg deutlich, dass Lehrer sich überfordert fühlen, da sie nicht 

wissen, wie sie mit bestimmten Kindern umgehen sollen. Diese Erfahrung ist auch auf andere 

Berufsgruppen übertragbar, sie benötigen Mut und Zuversicht. 

Problematisch an der derzeit bestehenden Situation ist, dass Lobbyverbände für Menschen mit 

Behinderung nicht immer frauenfreundlich und Frauenverbände nicht immer 

behindertenfreundlich sind. Hier sollte man sich die Frage stellen, was die eine von der 

anderen Gruppe lernen kann (Bsp.: Frauenverbände profitieren von der Lobbyarbeit). Nach 

einer gegenseitigen Annäherung könnten ein Qualitätszirkel gebildet und so Kompetenzen 

gebündelt werden.   

Die Lebenshilfe hat Empfehlungen zum Thema des sexuellen Missbrauchs herausgegeben, in 

deren Besitz jede Einrichtung sein sollte.   

 Einwürfe von ZuhörerInnen: 

- Es gibt Berührungsängste im Zusammenhang mit Gewalt, man will nichts damit zu 

tun haben. Außerdem ist Behindertenarbeit nicht automatisch gewaltfrei. Auch hier 

müssten verschiedene Kompetenzen in einen Zusammenhang gebracht werden. 

- Die Beratungsstelle des Notrufs arbeitet mit Schulen für Behinderte zusammen und 

führt Lehrerfortbildungen und Präventionsprogramme durch. In der Vergangenheit hat 

sich hier gezeigt, dass es schwer ist, in die Einrichtungen zu kommen, v.a. wenn es 

darum gehen soll, die Arbeitsbedingungen zu ändern (z.B. dass sich Klienten 

aussuchen dürfen, wer sie wäscht).  

- Lernbehinderungen können durch sexualisierte Gewalt entstehen, da diese die 

kognitive Entwicklung einschränkt. 

- Die Beratungsstelle des Frauenhauses ist eigentlich gut aufgestellt und hat Lust, etwas 

Neues im Bereich Gewalt gegen Frauen mit Behinderung auszubauen, allerdings 

fehlen die Ressourcen. 

Als mögliche Lösung schlug Frau Prof. Dr. Törnig vor, ressourcensparend zu arbeiten, indem 

sich verschiedene Organisationen zusammentun und ihre Verteiler und Möglichkeiten 

gemeinsam nutzen. Die Fakultät für Sozialwesen der Hochschule Mannheim ist offen für 

Kooperationsanfragen und weitere Treffen, auch können Fragestellungen zur Bearbeitung als 

Abschluss-Arbeit an Studierende herangetragen werden. 
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Handlungsperspektiven für Mannheim 
Fachtag „Gewalt gegen Frauen mit Behinderung“ 

Frauenhaus Mannheim und Hochschule Mannheim 
Protokoll: Corinna Deiß 

Es werden Multiplikatoren benötigt (Polizei, Lehrer, …), die geschult und Teil von 

Bündnissen werden. Das hessische Sozialministerium, das hessische Netzwerk behinderter 

Frauen und die Hochschule Frankfurt entwickeln derzeit einen Leitfaden zum Thema 

sexueller Gewalt, der Mitte nächsten Jahres (2012) erscheinen soll und sich für die 

Multiplikatorenschulung eignen würde. 

Frau Schroll wies darauf hin, dass der Abbau innerer Barrieren nicht so schnell 

vonstattengeht. Hier sollten Teamtage und Supervision zum Einsatz kommen.  

In Hessen wurde eine Bestandsaufnahme behindertengerechter Therapien erstellt, in Baden-

Württemberg könnte dies möglicherweise von Liane (Netzwerk für Frauen und Mädchen mit 

Behinderung) übernommen werden. Der in Hessen verwendete Fragebogen steht als 

Download zur Verfügung. 

Einwurf einer/es Zuhörerin/s: In den Einrichtungen herrscht aufgrund von schlechten 

Personalschlüsseln ein starker Druck, der politischen Handlungsbedarf erzeugt. Ungenügende 

Personalressourcen erhöhen die Gefahr des Auftretens von Gewalt. 

Frau Göpner berichtete, dass in Stuttgart und Umgebung das Bundeskompetenzzentrum sehr 

aktiv sei. Hier läuft in Kooperation mit pro familia ein Projekt zum Thema barrierefreie 

Beratungen. Allerdings sei man zu dem Schluss gekommen, dass auch barrierearme Angebote 

nicht unbedingt zur Nutzung führen. Es bedarf hier v.a. Transparenz und Vernetzung. Durch 

die Transparenz soll auch mitgeteilt werden, was eine Einrichtung leisten kann und wo 

Grenzen liegen. 

Frau Prof. Dr. Baldus wies darauf hin, dass hier Parallelen zur migrantenfreundlichen 

Beratungsarbeit liegen und dieser Prozess übertragen werden kann. Eine Migrantin im Team 

kann ebenso als Door-Opener fungieren wie eine Mitarbeiterin mit einer Behinderung. Mit 

einem heterogenen Team öffnen sich Institutionen nicht nur für das Klientel, sondern auch als 

Arbeitgeber. 

Herr Dollmann betonte die Erfahrung von Unsicherheit und Angst von Seiten in diesem 

Bereich Beschäftigter. Es ist deshalb wichtig, die Sache zum Thema zu machen. Bezüglich 

der UN-Konvention und Bildung forderte er, die Ressourcen nach unten durchzugeben. 

Sonderschulen werden vom Land getragen, während die Stadt für die Beschulung von 

Menschen mit Behinderung in einer Regelschule aufkommen muss. Insgesamt bedarf es einer 

Haltungsänderung in der Gesellschaft. 

Frau Prof. Dr. Törnig wies auf den bestehenden Teufelskreis hin: Während innere Barrieren 

eine Inklusion verhindern, bedarf es dieser, um die Barrieren abzubauen. Kinder sollten 

deshalb schon früh die Erfahrung des Umgangs mit Menschen mit Behinderung machen. 

Angebote für Kinder und Jugendliche sollten Barrieren beseitigen und das Leben mit 

Menschen mit Behinderung zur Selbstverständlichkeit machen. 
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Handlungsperspektiven für Mannheim 
Fachtag „Gewalt gegen Frauen mit Behinderung“ 

Frauenhaus Mannheim und Hochschule Mannheim 
Protokoll: Corinna Deiß 

Eine Mitarbeiterin des Frauenhauses kritisierte die Zugangsprobleme, die bei der Suche nach 

Hilfe nach Gewalterfahrungen von Menschen mit einer Behinderung bestehen. Es fehlen 

strukturelle Hilfen (behindertengerechter Wohnraum, Möglichkeiten, mit einer Behinderung 

in das Frauenhaus zu kommen u.a. durch fehlende Infrastruktur, z.B. Anfahrt problematisch). 

Außerdem dauert die Genehmigung finanzieller Zusatzleistungen zu lange. 

Frau Göpner schlug vor, Probleme durch das Sammeln von realen Beispielen aufzuzeigen, um 

so eine konkrete Arbeit zu ermöglichen. Eine solche Vorgehensweise zeigt auf, wo die 

tatsächlichen Bedarfe liegen. Der bff nimmt solche Sammlungen entgegen. 

Frau Schroll wies darauf hin, dass in den Statistiken zu den Aktionsplänen eine 

Differenzierung zwischen den Geschlechtern sowie zwischen Menschen mit und ohne 

Behinderung notwendig ist, um so den tatsächlichen Bedarf einer Kommune aufzuzeigen 

(Bsp. bei Polizeieinsätzen, Warteliste Frauenhaus  „Genderbewusstsein schaffen durch 

Fakten“). Es bedarf hier v.a. Datenmaterial. 

Ein Gast schlug vor, dass die Anwesenden selbst als Netzwerke fungieren und mit anderen 

über den Fachtag sprechen sollten, um so Multiplikatoren zu sein. 

Frau Prof. Dr. Törnig warf zum Abschluss die Frage auf, wie beispielsweise der Fachtag 

besser adressiert werden könnte, und wie es gelingt, zu mehr Menschen durchzudringen. 

Als Handlungsperspektiven wurden der Einsatz von Multiplikatoren sowie die Erfassung von 

Bedarfen festgehalten. Letztere können an Herrn Dollmann weitergegeben werden.  
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Ergebnisse des Rundgesprächs zum Fachtag „Gewalt 
gegen Frauen mit Behinderung“ des Mannheimer 
Frauenhaus e.V. und der Hochschule Mannheim  

- Handlungsperspektiven für Mannheim - 

1) Bestandsaufnahme 

Angebote des Frauenhauses 

• Barrierefreie Wohnung (höhenverstellbare Küchenschränke, Bett und Kleiderschrank, 
behindertengerechtes Bad, Rampe, Behindertenparkplatz vor dem Frauenhaus nutzbar)  

• Möglichkeit, eine Assistenz ins Haus kommen zu lassen 
• Eine der Mitarbeiterinnen beherrscht die Gebärdensprache  (LBG) 
• Lichtklingel und Zugang zu Internet und Faxgerät für Frauen mit einer Hörbehinderung 
• Mitarbeit im Behindertenforum   

Angebote in Mannheim 

• Verabschiedung eines Aktionsplanes im Sommer 2011 

Angebote in Baden-Württemberg 

2) Bedarfe 

Im Frauenhaus 

• Ausweitung der Barrierefreiheit auf das Haupthaus, Anpassung des Hoftores 
• Schaffung von Informationsmaterialien in leichter Sprache 

Auf (sozial)politischer Ebene 

• Verkürzung der Wartezeiten bei der Beantragung  finanzieller Mittel während eines 
Aufenthaltes im Frauenhaus (klare Zuständigkeiten und schnelle Abwicklung notwendig) 

• Verbesserung des Personalschlüssels, um durch verringerten Druck die Gefahr von Gewalt 
innerhalb von Einrichtungen zu verringern  

• Ressourcen nach unten weiterreichen (z.B. in Bezug auf die Finanzierung der Beschulung von 
Kindern mit einer Behinderung in der Regelschule) 
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• Differenzierung nach Geschlecht und zwischen Menschen mit und ohne Behinderung bei der 
Erstellung von Statistiken zu den Aktionsplänen 

Auf Einrichtungsebene  

• Teamtage und Supervision zum Abbau innerer Barrieren durchführen 
• Heterogenes Beratungsteam, Aufnahme von MitarbeiterInnen mit Behinderung als Door-

Opener 

Einrichtungsübergreifend 

• Vernetzungsarbeit, um Frauen mit einer Behinderung die Möglichkeit zu geben, 
Beratungsstellen und Hilfe auszusuchen (evtl. Kooperation mit den Pflegestützpunkten) 

• Barrierearme Gestaltung von Beratungs- und Unterstützungsangeboten 
• Öffentlichkeitsarbeit zur Bewusstseinsbildung 
• Beteiligte Berufsgruppen (Lehrer etc.) unterstützen und Mut machen, sich der Arbeit mit 

Menschen mit Behinderung zu stellen 
• Kooperation von Lobbyverbänden für Menschen mit Behinderung und Frauenverbänden, 

Bildung eines Qualitätszirkels 
• Durch Kooperation ressourcensparend arbeiten, um so mit den vorhandenen Ressourcen 

möglichst viel umsetzen zu können 
• Schulung von Multiplikatoren (Lehrer, Polizei, …) 
• Bestandsaufnahme behindertengerechter Therapieangebote durchführen 
• Barrierefreie Beratung anbieten (für Transparenz und Vernetzung sorgen) 
• Das Zusammenleben mit Menschen mit Behinderung zur Selbstverständlichkeit werden 

lassen, indem bereits Kinder in Kontakt mit Menschen mit Behinderung kommen 
• Konkrete Handlungsbedarfe durch das Sammeln von Beispielen erarbeiten, Adressaten: bff 

und Herr Dollmann z. B. Schaffung barrierefreien Wohnraumes in Mannheim 

Auf individueller Ebene 

• Auseinandersetzung mit der eigenen Haltung (Grenzen, Ängste, Vorurteile reflektieren) 
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